
S a t z u n g  

des Imkervereins Braunschweig 

 

 

§ 1  

Name und Sitz, Geschäftsjahr 

 

(1) Der Verein führt den Namen „Imkerverein Braunschweig“. Er hat seinen Sitz in Braunschweig. 

(2) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

(3) Der Verein ist Mitglied im Landesverband Hannoverscher Imker e. V. Er ist zugleich ein 

Kreisimkerverein im Sinne der Satzung des Landesverbands. 

 

§ 2  

Zweck, Gemeinnützigkeit 

 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

(2) Der Zweck des Vereins ist die Förderung des Naturschutzes und der Landschaftspflege. Der 

Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch  

1. Mitwirkung im Naturschutz und in der Landschaftspflege; 

2. Beratung und Schulung der Imker über zeitgemäße Bienenhaltung; 

3. Förderung gegenseitiger Unterstützung der Mitglieder untereinander; 

4. Förderung des imkerlichen Nachwuchses; 

5. Förderung der Bienenzucht; 

6. Vertretung der imkerlichen Interessen in der Öffentlichkeit; 

7. Beratung und Zusammenarbeit mit den Behörden in Fragen des Naturschutzes, des 

Wanderwesens und der Bekämpfung der Bienenkrankheiten; 

8. Teilnahme an der Honigmarktkontrolle; 

9. Unterstützung der wissenschaftlichen Bienenforschung; 

10. gutachterliche Unterstützung in imkerlichen Rechtsfragen. 

(3) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel 

des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 

erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. 

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 3  

Erwerb der Mitgliedschaft 

 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden. Mit der Mitgliedschaft im 

Imkerverein Braunschweig wird der Antragsteller Mitglied im Landesverband Hannoverscher 

Imker e. V. 

(2) Die Aufnahme in den Verein ist schriftlich beim Vorstand zu beantragen. Bei Minderjährigen 

ist der Aufnahmeantrag durch die gesetzlichen Vertreter zu stellen. Der Vorstand entscheidet 

über den Aufnahmeantrag nach freiem Ermessen. Eine Ablehnung des Antrags muss er 

gegenüber dem Antragsteller nicht begründen. Wird der Aufnahmeantrag abgelehnt, kann der 

Antragsteller Beschwerde einlegen, über die die nächste ordentliche Mitgliederversammlung 

entscheidet. 



(3) Auf Vorschlag des Vorstands kann die Mitgliederversammlung Mitglieder oder sonstige 

Personen, die sich um den Verein besonders verdient gemacht haben, zu Ehrenmitgliedern 

ernennen. 

 

§ 4  

Beendigung der Mitgliedschaft 

 

(1) Die Mitgliedschaft im Verein endet durch Tod, Austritt oder Ausschluss. 

(2) Der Austritt ist schriftlich gegenüber dem Vorstand zu erklären. Er ist nur mit einer Frist von 

drei Monaten zum Ende des Geschäftsjahres möglich. 

(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands ausgeschlossen werden, wenn es  

1. schuldhaft das Ansehen oder die Interessen des Vereins in schwerwiegender Weise 

schädigt oder 

2. mehr als drei Monate mit der Zahlung seiner Mitgliedsbeiträge im Rückstand ist und trotz 

schriftlicher Mahnung unter Androhung des Ausschlusses die Rückstände nicht 

eingezahlt hat. 

Der Ausschluss ist dem Mitglied per Einschreiben zuzustellen. Gegen den Beschluss hat das 

Mitglied das Recht der Beschwerde an die Mitgliederversammlung. Die Beschwerde ist 

innerhalb eines Monats nach Zustellung des Ausschließungsbeschlusses beim Vorstand 

schriftlich einzulegen. In der Mitgliederversammlung ist dem Mitglied Gelegenheit zur 

Stellungnahme zu geben. Die Mitgliederversammlung entscheidet endgültig. 

(4) Mit Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche aus dem Mitgliedschaftsverhältnis 

unbeschadet des Anspruchs des Vereins auf rückständige Beitragsforderungen. Eine 

Rückforderung von Beiträgen ist ausgeschlossen. 

 

§ 5  

Rechte und Pflichten der Mitglieder 

 

(1) Die Mitglieder haben Anspruch auf Unterstützung und Förderung durch den Verein im Rahmen 

dieser Satzung. Sie haben das Recht, die Einrichtungen des Vereins zu nutzen und an 

gemeinsamen Veranstaltungen teilzunehmen. Jedes Mitglied hat gleiches Antrags-, Stimm- 

und Wahlrecht in der Mitgliederversammlung. 

(2) Jedes Mitglied hat die Pflicht, die Interessen des Vereins zu fördern, insbesondere die Satzung 

zu beachten, regelmäßig seine Mitgliedsbeiträge zu leisten und, soweit es in seinen Kräften 

steht, das Vereinsleben durch seine Mitarbeit zu unterstützen. 

 

§ 6  

Organe des Vereins 

 

Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung. 

 

§ 7  

Vorstand 

 

(1) Der Vorstand besteht aus 

1. der oder dem 1. Vorsitzenden; 

2. der oder dem 2. Vorsitzenden; 

3. der Kassenwartin oder dem Kassenwart; 

4. der Schriftführerin oder dem Schriftführer und 

5. mindestens einer Beisitzerin oder einem Beisitzer. 



Die Mitgliederversammlung kann bestimmen, dass weitere Beisitzer mit Stimmrecht in den 

Vorstand gewählt werden. Sie entscheidet zugleich über deren Aufgabengebiete. 

(2) Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind die oder der 1. Vorsitzende und die oder der 

2. Vorsitzende. 

(3) Die Tätigkeit des Vorstandes ist ehrenamtlich. Ein Vorstandsmitglied darf nicht durch 

Verwaltungsaufgaben, die dem Vereinszweck fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe 

Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 8  

Aufgaben des Vorstands 

 

Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Vereins. Er ist insbesondere zuständig für: 

1. die Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlungen, 

2. die Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung, 

3. die Verwaltung des Vereinsvermögens und die Anfertigung des Jahresberichts, 

4. die Aufnahme neuer Mitglieder. 

 

§ 9  

Bestellung des Vorstands 

 

(1) Die Mitglieder des Vorstands werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer von drei 

Jahren einzeln gewählt. Mitglieder des Vorstands können nur Mitglieder des Vereins sein; mit 

der Mitgliedschaft im Verein endet auch die Mitgliedschaft im Vorstand. Die Wiederwahl oder 

die vorzeitige Abberufung eines Mitglieds durch die Mitgliederversammlung ist zulässig. Ein 

Mitglied bleibt nach Ablauf der regulären Amtszeit bis zur Wahl seines Nachfolgers im Amt. 

(2) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus dem Vorstand aus, so sind die verbleibenden Mitglieder 

des Vorstands berechtigt, ein Vorstandsmitglied oder ein anderes Mitglied des Vereins bis zur 

Wahl des Nachfolgers durch die Mitgliederversammlung mit der Wahrnehmung der Geschäfte 

des vakanten Vorstandsmitglieds zu beauftragen. 

 

§ 10  

Beratung und Beschlussfassung des Vorstands 

 

(1) Vorstandssitzungen finden nach Bedarf statt oder wenn es ein Drittel der Vorstandsmitglieder 

bei der oder dem 1. Vorsitzenden beantragt. Die Sitzungen werden von der oder dem 

1. Vorsitzenden, bei deren oder dessen Verhinderung von der oder dem 2. Vorsitzenden 

einberufen. Eine Einberufungsfrist von einer Woche soll eingehalten werden. 

(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Mehrheit seiner Mitglieder anwesend 

ist. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. 

Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des 1. Vorsitzenden, bei deren oder 

dessen Verhinderung die der oder des 2. Vorsitzenden. In Angelegenheiten, die die Person 

eines Vorstandsmitgliedes betreffen, ruht dessen Stimmrecht. 

(3) Der Vorstand kann sachkundige Berater zu den Sitzungen einladen. 

(4) Die Beschlüsse des Vorstands sind zu protokollieren. Das Protokoll ist von der Schriftführerin 

oder dem Schriftführer sowie von der oder dem 1. Vorsitzenden, bei deren oder dessen 

Verhinderung von der oder dem 2. Vorsitzenden oder einem anderen Mitglied des Vorstands 

zu unterschreiben. 

(5) Näheres kann der Vorstand in einer Geschäftsordnung regeln, die der Annahme durch die 

Mitgliederversammlung bedarf. 

 



§ 11  

Aufgaben der Mitgliederversammlung 

 

Die Mitgliederversammlung entscheidet über alle Fragen des Vereins, soweit nicht diese Satzung 
etwas anderes bestimmt. Sie ist insbesondere zuständig für: 

1. die Änderung der Satzung, 

2. die Wahl und die Abberufung der Mitglieder des Vorstands, 

3. die Wahl der Kassenprüfer, 

4. die Wahl der Vertreterinnen und Vertreter des Vereins für die Vertreterversammlung des 

Landesverbands Hannoverscher Imker e. V., 

5. die Festsetzung der Mitgliedsbeiträge (Beitragsordnung), 

6. die Beschlussfassung über den Haushaltsvoranschlag, 

7. die Ernennung von Ehrenmitgliedern, 

8. die Entgegennahme des Kassenberichts und des Jahresberichts des Vorstands, 

9. die Entgegennahme des Berichts der Kassenprüfer, 

10. die Entlastung des Vorstands, 

11. die endgültige Entscheidung über den Ausschluss von Mitgliedern aus dem Verein, 

12. die Beratung und Beschlussfassung über Anträge der Mitglieder, 

13. die Auflösung des Vereins. 

 

§ 12  

Einberufung der Mitgliederversammlung 

 

(1) Mindestens einmal im Jahr ist eine ordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen. Die 

Einberufung erfolgt in Textform unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen. Der Einladung 

sind die Tagesordnung und der Wortlaut etwaiger Anträge beizufügen. 

(2) Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Jedes Vereinsmitglied kann bis spätestens eine 

Woche vor der Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich eine Ergänzung der 

Tagesordnung beantragen. Über den Antrag entscheidet der Vorstand. Über Anträge zur 

Tagesordnung, die vom Vorstand nicht aufgenommen wurden oder die erstmals in der 

Mitgliederversammlung gestellt werden, entscheidet die Mitgliederversammlung mit der 

Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder; dies gilt nicht für Anträge, die eine 

Änderung der Satzung, Änderungen der Mitgliedsbeiträge oder die Auflösung des Vereins zum 

Gegenstand haben. 

(3) Der Vorstand hat eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn es das 

Interesse des Vereins erfordert oder wenn mindestens ein Zehntel der Mitglieder dies 

schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt. 

 

§ 13  

Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

 

(1) Die Mitgliederversammlung wird von der oder dem 1. Vorsitzenden, bei deren oder dessen 

Verhinderung von der oder dem 2. Vorsitzenden geleitet. Sind beide verhindert, wählt die 

Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte eine Versammlungsleiterin oder einen 

Versammlungsleiter.  

(2) Ordnungsgemäß einberufene Versammlungen sind beschlussfähig. Beschlüsse werden mit 

einfacher Mehrheit per Handzeichen gefasst. Bei Wahlen ist gewählt, wer die meisten 

Stimmen auf sich vereinigt. Wahlen erfolgen schriftlich und geheim, es sei denn, die Mehrheit 

der Mitgliederversammlung stimmt einer offenen Wahl per Handzeichen zu. 

(3) Über den Ablauf der Mitgliederversammlung und die gefassten Beschlüsse ist ein Protokoll zu 

fertigen, das von der Schriftführerin oder dem Schriftführer und der Versammlungsleiterin oder 

dem Versammlungsleiter zu unterschreiben ist. 



 

§ 14  

Finanzwesen 

 

(1) Grundlage für die Einnahmen und Ausgaben des Vereins sind der Haushaltsvoranschlag und 

das Gebot der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Die Kassenwartin oder der Kassenwart 

stellt jährlich die Rechnung über alle Einnahmen und Ausgaben des Vereins (Kassenbericht) 

auf und berichtet hierüber der Mitgliederversammlung. 

(2) Die Haushaltsführung ist jährlich von zwei Kassenprüfern auf Zweckmäßigkeit und 

Wirtschaftlichkeit zu prüfen. Die Kassenprüfer werden für zwei Jahre gewählt und dürfen nicht 

Mitglieder des Vorstands sein. Sie haben der Mitgliederversammlung zu berichten. 

Beanstandungen sind schriftlich vorzulegen und als Anlage zum Kassenbericht zu nehmen. 

(3) Über die beweglichen Gegenstände des Vereins hat der Vorstand ein Verzeichnis zu führen. 

Er hat alle Unterlagen, die das Vereinsvermögen betreffen, den gesetzlichen Vorschriften 

entsprechend aufzubewahren. 

(4) Näheres kann der Vorstand in einer Finanzordnung regeln, die der Annahme durch die 

Mitgliederversammlung bedarf. Die Höhe der Mitgliedsbeiträge wird in einer Beitragsordnung 

festgesetzt. 

 

§ 15  

Satzungsänderung 

 

Eine Änderung der Satzung kann nur durch die Mitgliederversammlung beschlossen werden. Bei 

der Einladung ist die Angabe der zu ändernden Bestimmung mit der Tagesordnung 

bekanntzugeben. Der Beschluss, der eine Änderung der Satzung enthält, bedarf einer Mehrheit von 

zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. 

 

§ 16  

Auflösung des Vereins 

 

(1) Der Verein kann nur mit einer Mehrheit von Dreiviertel der anwesenden Mitglieder in einer mit 

achtwöchiger Frist zu diesem Zweck einberufenen Mitgliederversammlung aufgelöst werden. 

Im Falle der Auflösung des Vereins sind die oder der 1. Vorsitzende und die Kassenwartin 

oder der Kassenwart gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren, falls die Mitglieder-

versammlung keine anderen Personen bestimmt. 

(2) Bei Auflösung des Vereins fällt das Vermögen des Vereins an die Gesellschaft der Freunde 

des LAVES Institut für Bienenkunde Celle e. V. 

 

 

Beschlossen auf der außerordentlichen Mitgliederversammlung am 24.05.2019 


